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BAD SALZUNGEN

BEBAUUNGSPLAN Nr. 57

"Gesundheitshotel am Keltenbad"

Datum:

Planungsbüro - PBB - Bad Salzungen GmbH

Veranlasser:

Entwurfsverfasser:

Stadt Bad Salzungen

Michaelisstraße 23; 36433 Bad Salzungen

07. August 2023

Tel.:  03695 / 6710

B-Plan/07.08.2023

Beratende und Bauvorlageberechtigte Ingenieure

Ratsstraße 2

36433 Bad Salzungen

Tel.: 03695 / 6929-0; Fax: 03695 / 6929-21

Entwurf
zur 1. Änderung des 

GEMARKUNG: STADT BAD SALZUNGEN

Ausgefertigt:

Die Übereinstimmung des textlichen und

zeichnerischen Inhaltes dieses Bebauungs-

plans mit dem Willen der Stadt sowie die

Einhaltung des gesetzlich vorgeschriebenen

Verfahrens zur Aufstellung des Bebauungsplans

werden bekundet.

Bad Salzungen, den ................................

Bürgermeister  .......................................

1 : 500
Flur : 0

PLANZEICHENERKLÄRUNG

1. Art der baulichen Nutzung
(§ 5 Abs. 2 Nr. 1, § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB - §§ 1 bis 11 der BauNVO)

Sondergebiet "Freizeit und Erholung"
(§ 11 BauNVO)

gemäß Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90)

SO

2. Maß der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 16 BauNVO)

Grundflächenzahl GRZ als Höchstmaß

Höhe der baulichen Anlagen als Höchstmaß 
15 m über OK Gelände (Höchstmaß entspricht 255,50 DHHN92)

0,4

15 m

3. Bauweisen, Baulinien, Baugrenzen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB; §§ 22 und 23 BauNVO)

abweichende Bauweise  - Länge über 50 m

Baugrenze

a

6. Verkehrsflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

Verkehrsfläche

10. Wasserflächen und Flächen für die Wasserwirtschaft, den 
Hochwasserschutz und die Regelung des Wasserabflusses
(§ 5 Abs. 2 Nr. 7 und Abs. 4, § 9 Abs. 1 Nr. 16 und Abs. 6 BauGB)

10.2 Umgrenzung von Flächen für Wasserwirtschaft, 
den Hochwasserschutz und die Regelung des 
Wasserabflusses

15. Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans
(§9 Abs. 7 BauGB)

Grundflächenzahl / Grundfläche Geschossflächenzahl

Bauweise, Hausform

Höhe der baulichen Anlage/GeschossigkeitBaugebiet

Dachneigung / Dachform

9. Grünflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 und Abs. 6 BauGB)

Private Grünflächen

Verkehrsfläche verkehrsberuhigt, Feuerwehrzufahrt

13. Planung Nutzungsregelungen, Maßnahmen und 
Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von natur und Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)

Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und 
zur Entwicklung von Natur und Landschaft

Feuerwehrzufahrt, teilversiegelt

F1

F2

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung, z.B. von Baugebieten, 
oder Abgrenzung des Maßes der Nutzung innerhalb eines 
Baugebietes. (z.B. § 1 Abs. 4, § 16 Abs. 5 BauNVO)

HeilwasserschutzzoneHW

Zweckbestimmung:

Ü Überschwemmungsgebiet gemäß Rechtsverordnung

Schutzgebiet für Grund- und Quellwassergewinnung

Zweckbestimmung:

0,4

15 m

a

SOHotel

FD

FlachdachFD

HINWEISE
Archäologische Denkmalpflege

Werden bei der Ausführung des Vorhabens schadstoffkontaminierte Medien bzw. organische 
noleptische Auffäligkeiten (z.B. Geruch, Färbung usw.) wahrgennommen, die den Verdacht auf das 
Vorhandensein von schädlichen Bodenveränderungen stützen, ist gem. § 2 ThürBodSchG das 
Umweltamt des Wartburgkreises umgehend zu informieren.

Bodenschutz

Eine Vermessungsunterlage lag für die Planung nicht vor. Planungsgrundlage bildet der Katasterplan 
vom März 2023 des Landesamtes für Geoinformation.

Vermessung / Kataster

Geologische Beschaffenheit des Baugrundes

Naturschutz
Im Annäherungsbereich von Großgehölzen sind die Richtlinien zum Baumschutz DIN 18920 und
RAS-LP 4 zu beachten. Baumfällungen sind gemäß § 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG nur im Zeitraum vom 
01. Oktober bis 28. Februar zulässig.

Bei Erdarbeiten ist mit dem Auftreten archäologischer Funde wie Scherben, Knochen, auffällige 
Häufungen von Steinen, dunklen Erdfärbungen u.a. zu rechnen.
Gemäß § 16 Thüringer Denkmalschutzgesetz unterliegen Bodenfunde der unverzüglichen Meldepflicht 
an das Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie

Humboldtstraße 11
99423 Weimar

Die Termine für den Beginn der Erschließungsmaßnahmen und/oder zur Errichtung der Wohngebäude 
sind mindestens 14 Tage vor Baubeginn dem Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie 
anzuzeigen.

Erdaufschlüsse sowie größere Baugruben sind der Thüringer Landesanstalt für Umwelt und Geologie 
anzuzeigen. Rechtliche Grundlagen dazu sind das "Gesetz über die Durchforschung des Reichsge-
bietes nach nutzbaren Lagerstätten".Freistaat Thüringen

Thüringer Landesanstalt für Umwelt, Bergbau und Naturschutz
Göschwitzer Straße 41
07745 Jena

BESTANDSANNAHMEN

Gebäude, Bestand

Flurstücksnummer z.B. 5/3

bestehende Grundstücksgrenzen

Aufnahmepunkt mit Höhe z.B. 382 m ü NHN

5/3

382 m ü NHN

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

1. Bauplanungsrechtliche Festsetzungen

Im Geltungsbereich gelten, soweit durch Zeichnung, Farbe und Schrift im Einzelnen nichts anderes 
festgesetzt ist, folgende planungsrechtliche bauordnungsrechtliche Festsetzungen.

1.1 Art der baulichen Nutzung (§9 (1) Nr. 1 BauGB) Sonstiges 
Sondergebiet – Hotel (SO((§11 BauNVO)
zulässig sind:

1. Betriebe des Beherbergungsgewerbes
2. die der Versorgung des Hotels dienenden Schank- und Speisewirtschaften.

1.2 Maß der baulichen Nutzung (§9 (1) Nr. 1 BauGB i.V.m. 
§ 19 BauNVO)  
1. Bei Gebäuden dürfen zur Unterbringung von untergeordneten, betriebstechnisch 
notwendigen Bauteilen, wie Treppen- und Fahrstuhlaufbauten, Schächten und 
Technikaufbauten, die aus den Festsetzungen der jeweiligen Gebäudehöhen sich 
ergebenden Gesamthöhen um maximal 3,50 m überschritten werden.

1.3 überbaubare Grundstücksfläche (§9 (1) Nr. 2 BauGB i.V.m. 
§23 BauNVO)
1. Die Baugrenzen dürfen ausnahmsweise um bis zu 2,0 m überschritten werden, wenn 
es sich dabei um auskragende Balkone ohne Stützen handelt. Die tragende Konstruktion 
der Balkone muss innerhalb der Baugrenze liegen.

1.4 Nebenanlagen (§ 14 BauNVO)
Nebenanlagen nach § 14 BauNVO, Lagerplätze sowie bauliche Anlagen, die nach 
Landesbauordnung Thüringen in den Abstandsflächen zulässig wären bzw. zugelassen 
werden könnten, sind nur in den überbaubaren Grundstücksflächen zulässig.

1.5 Stellplätze
Hinweis: Die erforderlichen Stellplätze werden in der Werrastraße erstellt. 
Der Stellplatznachweis ist mit dem Bauantrag zu führen. Pkt. 1.6 der Baugestaltungs- 
und Werbeanlagensatzung ist anzuwenden.

1.6 Grünflächen (gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 15, 20 und 25 BauGB)
1. Bäume und Sträucher sind mindestens in den nachfolgend aufgeführten Qualitäten 
zu pflanzen: Sträucher: 2 xv. 80-100 cm Höhe Heister: 150-200 cm Höhe

Hinweis: Der Wurzelbereich bei Bäumen ist mind. Auf einer Fläche von 2,5 x 2,5 m 
von Überbauung und Versiegelung freizuhalten bzw. freizulegen. Dabei sind zulässig: 
Schotterrasen, großfugiges Pflaster, Rasengittersteine und wassergebundene Decken. 
Die Bepflanzung und Begrünung hat spätestens bis zu dem auf die Realisierung des 
Bauvorhabens folgenden Herbst zu erfolgen.

2. Das Dach des Hotelgebäudes ist auf 1.000 m² mit einer extensiven Dachbegrünung zu 
versehen, der Substrataufbau (Höhe der Boden- bzw. Vegetationsschicht) muss 
mind. 5 cm betragen. 

3. Schaffung einer repräsentativen Grünanlage zwischen Hotel und Keltenbad auf einer 
Fläche von 447 m².

1.7 Massnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Natur und Landschaft (gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)
1. Das vorhandene extensive Grünland wird erhalten. Da es sich um wertvolle und 
attraktive Wiesenbereiche entlang der Werra handelt, soll ein möglichst großer Bereich 
von 1.333,5 m² (vgl. Fläche VM4 Planzeichnung) enthalten werden.

2. Der naturnahe Uferbereich der Werra wird von jeglicher Bebauung und anderen 
Eingriffen (insbes. Fällungen und Rodungen von Gehölzen) freigehalten und bereits zu 
Beginn der Bauphase entsprechend gesichert. Damit wird den Zielen von Naturschutz 
und Landschaftspflege Rechnung getragen. 
Hinweis: Die Gehölzbestände im angrenzenden Uferbereich der Werra sind zu 
erhalten und durch geeignete Maßnahmen vor Eingriffen durch die Bauarbeiten zu 
schützen. Abgängige Gehölze sind zu ersetzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB). 
Im Kronenbereich der Bäume sind weder Abgrabungen noch Aufschüttungen zulässig.

3. Anlage eines standorttypischen, extensiv bewirtschafteten Grünlandes. In dem Bereich 
östlich des Gebäudekörpers (vgl. Fläche AM1 Planzeichnung) werden nicht heimische 
Ziergehölze entfernt und die Fläche wird zwischenzeitlich als Lagerfläche (baubedingt) 
genutzt. Anschließend erfolgt hier auf 183,7 m2 eine Wiesenansaat.

4. Anlage eines standorttypischen, extensiv bewirtschafteten Grünlandes. In dem Bereich 
östlich des Gebäudekörpers (vgl. Fläche AM2 Planzeichnung) wird das aktuell bereits 
als Lagerfläche genutzte extensive Grünland erneut als temporäre Lagerfläche 
(baubedingt) genutzt. Anschließend erfolgt hier auf 87,5 m2 eine Wiesenansaat mit 
standorttypischen Arten.

5. Ein Teil der künftigen Feuerwehrzufahrt ist auf einer Fläche von 529 m² versickerungsfähig 
auszuführen.   
Hinweis: Die zu erwartenden Eingriffe in Landschaft und Naturhaushalt können nicht 
vollständig im Geltungsbereich des B-Planes kompensiert werden. Externe 
Kompensation ist daher in Höhe von 51.555 Werteinheiten notwendig und derzeit in 
Form von Gehölz- und Wildheckenpflanzungen im Bereich des B-Planes Nr. 14 
„Schanzbaum/Drei Eichen“ geplant. Entsprechende Gestattungsvereinbarungen und 
Dienstleistungsverträge sind dem Bauantrag beizufügen.

1.8 Flächen für die Wasserwirtschaft, für Hochwasserschutzanlagen 
und für die Regelung des Wasserabflusses (gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 16 
BauGB) 

1. Die EFH -Höhe des Hotels muss mindestens 0,5 Meter über der HQ 100 Linie liegen.

2. Im Bereich der Heilwasserzone II sind keine Gebäudegründungen zulässig.

3. Innerhalb der Heilwasserzone III wird folgende Gründungsart festgesetzt. 
Die Erdgeschoßbodenplatte wird auf einem Stahlbetonträgerrost (steifer Kasten) 
gegründet. Dieser sitzt auf einer Schottertragschicht, zusätzlich unterstützt durch 
Baugrundverbesserungen wie Rüttelstopfverdichtung oder vermörtelte Schottersäulen.
Hinweis: Die Gründungsart ist mit der Unteren Wasserbehörde abzustimmen.

2. Örtliche Bauvorschriften (§9 (4) BauGB)
Dachformen (§ 83 Thüringer BO)
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind lediglich Flachdächer bzw. flach 
geneigte Dächer bis maximal 10°Grad Dachneigung zur Waagerechten zulässig. 
Dabei sind die Attiken bzw. Dachabschlüsse an allen Gebäudeseiten gerade 
(0 Grad Neigung zur Waagerechten) auszuführen.

Schaffung eines wirksamen dauerhaften Sichtschutzes zum benachbarten Saunagarten   
(z.B. geeignete Verglasung im Treppenhaus, Sichtschutzblenden am Gebäude, 
Grenzbauwerke in geeigneter Höhe im Freiflächenbereich, oder ähnliches).
Dieser Sichtschutz ist im Bauantragsverfahren konkret zu formulieren und vor 
Baufertigstellung des Hotels konstruktiv umzusetzen.

Sichtschutz

3.2 Heilquellenschutzgebiet
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt fast vollständig in dem 
Heilquellenschutzgebiet zu den Solebohrungen III-VI, das mit dem Beschluss des Rates 
des Bezirkes Suhl Nr. 528/56/83 vom 07.03.1983 festgelegt wurde.
In dem Heilquellenschutzgebiet gelten die Verbote und Nutzungsbeschränkungen 
des o.g. Beschlusses.
Bei anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen gelten die Verbote und 
Anforderungen gemäß § 10 Thüringer Verordnung über Anlagen zum Umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen und über 
Fachbetriebe (Thüringer Anlagenverordnung-ThürVAwS).  

3.1 Schutz der oberirdischen Gewässer, der Ufer und der Uferbereiche 
(§78 (1) und (2) ThürWG)
1. Als Uferbereich gilt die an die Gewässer angrenzende Fläche in einer Breite von zehn 
Metern landseits der Böschungsoberkante.

2. Die Retentionsfläche der Werra ist bis auf die notwendige Gebäudegründung 
frei zu halten.

3.4 Feuerwehrzufahrt
Die Feuerwehrzufahrt unter dem Gesundheitshotel hindurch muss mindestens eine lichte 
Durchfahrthöhe von 3,50 Meter haben.
Hinweis: Der Anschluss an die Hauptstrasse ist nicht eingemessen und wurde nur
nachrichtlich übernommen.

3. Nachrichtliche Übernahmen

3.3 Schutzgebiete
 - entfällt -

B-Plan

Verfahrensvermerke

•

•

•

•

•

Baugesetzbuch (BauGB) i.d.F. der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) zuletzt geändert durch das 
zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 4. Januar 2023 (BGBl. I Nr. 6) 
Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
21.11.2017 (BGBl. I S.3786, zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 4. Januar 2023 (BGBl. I Nr. 6)
Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts (Planzeichenverordnung - 
PlanzVO 90) vom 18.12.1990 (BGBl.1991 S.58) geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 
1802)
Thüringer Bauordnung (ThürBO) in der Fassung vom 13. März 2014, (GVBl. S. 49), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 29. Juli 2022 (GVBl. S. 321)
Thüringer Stadt – u. Landkreisordnung (Thüringer Kommunalordnung –ThürKO-) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 28.01.2003 (GVBl. TH S. 41), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 5. Oktober 
2022 (GVBl. S. 414, 415).

Ermächtigungsgrundlagen

Es wird bescheinigt, dass die Flurstücke mit ihren Grenzen* und Bezeichnungen*, sowie der Gebäudebestand* mit dem Liegen-
schaftskataster nach dem Stand vom .................... übereinstimmen (* Nichtzutreffendes ist zu streichen).

........................................
Datum

gez.: .............................
Thüringer Landesamt für Bodenmanagement und Geoinformation

- Katasterbereich Gotha -
Siegel

Der Stadtrat der Stadt Bad Salzungen hat am ............... mit Beschluss-Nr. .../.../... gem. § 2 (1) BauGB die 1. Änderung des 
Bebauungsplans beschlossen.

Bad Salzungen, den ...................
........................................
Siegelabdruck

............................................................
Der Bürgermeister

Aufstellungsbeschluss

Die von der Planung berührten Träger öffentlicher Belange und die benachbarten Gemeinden sind mit Schreiben vom ................. 
zur Abgabe einer Stellungnahme gem. § 4 Abs. 1 und 2 BauGB aufgefordert worden.

........................................
Siegelabdruck

............................................................
Der Bürgermeister

Beteiligung TÖB

Bad Salzungen, den ...................

Der Stadtrat der Stadt Bad Salzungen hat am .............. den Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplans mit Begründung 
beschlossen und zur Auslegung bestimmt (§ 3 Abs. 2 BauGB).

........................................
Siegelabdruck

............................................................
Der Bürgermeister

Auslegungsbeschluss

Bad Salzungen, den ...................

Die 1. Änderung des Bebauungsplans, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), sowie der Entwurf der 
Begründung haben in der Zeit vom ............. bis zum ............. nach § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen.
Die öffentliche Auslegung ist mit dem Hinweis, daß Anregungen während der Auslegungsfrist von jedermann schriftlich oder zur
Niederschrift vorgebracht werden können, durch das Amtsblatt Nr. .../.... vom ........... ortsüblich bekannt gemacht worden.

........................................
Siegelabdruck

............................................................
Der Bürgermeister

Öffentliche Auslegung

Bad Salzungen, den ...................

........................................
Siegelabdruck

............................................................
Der BürgermeisterBad Salzungen, den ...................

Der Stadtrat der Stadt Bad Salzungen hat die vorgebrachten Anregungen und Stellungnahmen am ............. geprüft.
Das Ergebnis ist mitgeteilt worden (§ 3 Abs. 2, § 4 Abs. 1-3 BauGB).

Abwägungsbeschluss

Die 1. Änderung des Bebauungsplans, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), wurde am ................ 
von dem Stadtrat der Stadt Bad Salzungen als

S A T Z U N G

beschlossen. Die Begründung zur 1. Änderung des Bebauungsplans wurde mit Beschluss des Stadtrates der Stadt Bad 
Salzungen vom ................... gebilligt.

........................................
Siegelabdruck

............................................................
Der Bürgermeister

Satzungsbeschluss

Bad Salzungen, den ...................

Die 1. Änderung des Bebauungsplans, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B) wurde mit Verfügung des
Landratsamtes Wartburgkreis vom ......................
Az.: ................................................
- mit Hinweisen und Nebenbestimmungen -
erteilt.

........................................
im Auftrag:Bad Salzungen, den ....................

Genehmigung

Die Nebenbestimmungen wurden durch Beschluss des Stadtrates der Stadt Bad Salzungen vom ....................... erfüllt, die 
Hinweise sind beachtet. Das wurde mit Verfügung des Landratsamtes Wartburgkreis vom ........................
Az.: .................................................
bestätigt.

........................................
Siegelabdruck

............................................................
Der Bürgermeister

Nebenbestimmungen

Bad Salzungen, den ...................

Die Satzung über die 1. Änderung des Bebauungsplans, sowie die Stelle bei der der Plan auf Dauer während der Dienststunden 
von jedermann eingesehen werden kann und über den Inhalt Auskunft zu erhalten ist, sind am .................... durch 
Veröffentlichung im Amtsblatt "..................................." Nr. ..... vom .................... ortsüblich bekannt gemacht worden.
In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln der
Abwägung sowie auf die Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) und weiter Fälligkeit und Erlöschen von Entschädigungs-
ansprüchen (§ 44 BauGB) hingewiesen worden.

Die Satzung ist am ......................... in Kraft getreten.

........................................
Siegelabdruck

............................................................
Der Bürgermeister

Bekanntmachung / Inkrafttreten

Bad Salzungen, den ...................

Ursprungsplan
 - ohne Maßstab - 

PLANZEICHNUNG - TEIL A

Nord

TEXT - TEIL B

Übersichtskarte

RECHTSWIRKSAMKEIT

Ort und Tag, ab welchem der Bebauungsplan mit seiner 
Begründung zur allgemeinen Einsichtnahme bereit gehalten 
wird, sind gemäß § 10 Abs. 3 BauGB am 16.01.2015 
ortsüblich bekannt gemacht worden. Mit diesem 
Tage ist der Bebauungsplan rechtsverbindlich.

Bad Salzungen, den 23.01.2015

gez. Bohl, Bürgermeister                Stempel

Auszug aus dem Flächennutzungsplan der Stadt Bad Salzungen
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